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Verordnung zur Änderung der Verordnung über die 
Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen nach 

dem Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz NRW 
für die nach dem Ingenieurgesetz reglementierte 

Berufsbezeichnung 

Vom 28. März 2022 

Auf Grund des § 11 Absatz 2 Satz 3 und des § 13 Ab­
satz 6 des Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes 
NRW vom 28 . Mai 2013 (GV. NRW. S . 272) verordnet das 
Ministerium für Wirtschaft , Innovation , Digitalisierung 
und Energie: 

Artikel 1 

Die Verordnung über die Durchführung von Ausgleichs­
maßnahmen nach dem Berufsqualifikationsfeststellungs­
gesetz NRW für die nach dem Ingenieurgesetz reglemen­
tieite Berufsbezeichnung vom 10. Juli 2018 (GV. NRW. 
S. 460), die durch Artikel 1 der Verordnung vom 18. Fe­
bruar 2022 (GV. NRW. 2022 S.404) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Angabe „Abs. " durch das 
Wort „Absatz" und der Punkt am Ende durch die 
Wörter „vom 28. Mai 2013 (GV. NRW. S. 272) in der 
jeweils geltenden Fassung." ersetzt. 

b) In Satz 2 wird die Angabe „Abs." durch das Wort 
,, Absatz" ersetzt. 

2. In § 2 Absatz 2 werden die Wörter „in Bauwesen täti­
gen Personen gemäß § 29 Abs. 2 des Baukammerge­
setzes vom 16. Dezember 2003 (GV. NRW. S. 786), das 
zuletzt durch Gesetz vom 9. Dezember 2014 (GV. 
NRW. S. 876) geändert worden ist, die gemäß § 38 des 
Baukammergesetzes" durch die Wörter „Personen, die 
gemäß § 1 Absatz 4 und 5 des Baukammerngesetzes 
vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1385) in der je­
weils geltenden Fassung" ersetzt. 

3. In § 3 Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Ingenieurge­
setz" durch die Wörter „1 des Ingenieurgesetzes" er­
setzt. 

4. In § 4 werden die Wörter ,,, das zuletzt durch Artikel 5 
Absatz 2 des Gesetzes vom 11. Oktober 2016 (BGBl. I 
S. 2222) geändert worden ist" durch die Wörter „in 
der jeweils geltenden Fassung " ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach Verkündung , früh es­
tens jedoch am 14. März 2022 in Kraft. 

Düsseldorf, den 28. März 2022 

Der Minister 
für Wirtschaft, Innovation , Digitalisierung und Energie 

Prof. Dr. Andreas Pi n k w a r t 

- GV. NRW. 2022 S. 481 
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Verordnung über das Wahlverfahren zur Auf­
stellung des Vorschlags der Personalversammlung 
für die Wahl des Verwaltungsrats der Sparkassen 
(Wahlordnung für Sparkassen - Spk-WO NRW) 

Vom 31. März 2022 

Auf Grund des § 12 Absatz 6 in Verbindung mit § 39 Ab­
satz 2 des Sparkassengesetzes vom 18 . November 2008 
(GV. NRW. S. 696), von denen § 12 Absatz 6 durch Arti­
kel 1 Nummer 4 Buchstabe c des Gesetzes vom 16. Juli 
2013 (GV. NRW. S. 490) geändert worden ist, verordnet 
das Ministerium der Finanzen im Benehmen mit dem 

Haushalts- und Finanzausschuss des Landtages sowie 
dem Ausschuss für Kommunalpolitik des Landtages: 
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§ 1 

Wahlvorbereitung 

(1) Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptver­
waltungsbeamte des Trägers der Sparkasse, bei Zweck­
verbandssparkassen die Verbandsvorsteherin oder der 
Verbandsvorsteher, teilt dem Personalrat mindestens 
zwölf Wochen vor der Wahl des Verwaltungsrates (maß­
geblicher Zeitpunkt) mit, dass gemäß § 12 Absatz 2 des 
Sparkassengesetzes vom 18. November 2008 (GV. NRW. 
S. 696), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
15. November 2016 (GV. NRW. S. 966) geändert worden 
ist , Vorschläge der Personalversammlung für die nach 
§ 10 Absatz 1 Buchstabe c und Absatz 2 Satz 1 Buch­
stabe c und Absatz 2 Satz 2 des Sparkassengesetzes in 
den Verwa ltungsrat zu wählenden Dienstkräfte zu ma­
chen sind. Die Wahl der vorzuschlagenden Dienstkräfte 
ist so durchzuführen, dass die Vorschläge der Personal­
versammlung mindestens drei Wochen vor dem maßgeb­
lichen Zeitpunkt feststehen. 

(2) Personalversammlung im Sinne dieser Verordnung ist 
die Gesamtheit aller wahlberechtigten Dienstkräfte. 

(3) Die Frist nach Absatz 1 Satz 1 kann im Einverneh­
men mit dem Personalrat abgekürzt werden, soweit die 
Frist nach § 5 Absatz 1 Satz 1 eingehalten wird. 

§ 2 

Wahlvorstand 

(1) Der Personalrat der Sparkasse bestellt spätestens 
zehn Wochen vor dem maßgeblichen Zeitpunkt drei 
Wahlberechtigte als Wahlvorstand und eine oder einen 
von ihnen als vorsitzende Person. Bei Sparkassen mit 
weniger als 30 ständig beschäftigten Dienstkräften kann 
der Wahlvorstand aus einer Person bestehen. 

(2) Kommt der Personalrat seiner Verpflichtung zur Be­
stellung des Wahlvorstandes nicht fristgerecht nach, so 
bestellt die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Haupt­
verwaltungsbeamte, bei Zweckverbandssparkassen die 
Verbandsvorsteherin oder der Verbandsvorsteher, den 
Wahlvorstand. 

(3) § 1 Absatz 3 gilt entsprechend. 

(4) Für die Vorbereitung und Durchführung der Wahl 
gelten die Vorschriften der §§ 1 bis 3 der Wahlordnung 
zum Landespersonalvertretungsgesetz vom 20. Mai 1986 
(GV. NRW. S. 485), die zuletzt durch Verordnung vom 28 . 
November 2017 (GV. NRW. S. 865) geändert worden ist, 
sinngemäß. 

§ 3 
Wahlberechtigung 

(1) Wahlberechtigt sind alle Dienstkräfte der Sparkasse, 
die am Wahltag das 18. Lebensja hr vollendet haben. 

(2) Wahlberechtigt sind nich t 



482 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - N r. 20 vom 22. April 2022 

1. Dienstkräfte, die voraussichtlich nur für einen Zeit­
ra um von höchstens sechs Monaten beschäftigt wer­
den, 

2. Mitglieder und stellvertretende Mitglieder des Vor­
standes, 

3. Dienstkräfte, die infolge Richterspruchs das Recht, in 
öffentlichen Angelegenhei ten zu wählen oder zu stim­
men , nicht besitzen , 

4. Dienstkräfte, die am Wahltag seit mehr a ls 18 Mona­
ten unter Wegfall der Bezüge beurlaubt sind, 

5. Dienstkräfte, die sich a m Wa hltag bei Altersteilzeit im 
Blockmodell in der Freistellungsphase befinden. 

§4 
Wählbarkeit 

(1) Wählbar sind alle Wahlberechtigten, die a m Wa hltag 
seit sechs Monaten bei der Sparkasse beschäftigt s ind. 
Besteht die Sparkasse weniger als sechs Monate, so sind 
abweichend von Satz 1 diejenigen Wa hlberechtigten 
wählbar, die seit Bestehen der Sparkasse bei ihr beschä f­
tigt sind . 

(2) Wählbar ist nicht, wer 

1. infolge Richterspruchs di e Fä higkeit , Rechte a us öf­
fentlichen Wahlen zu erlangen, nicht besitzt, 

2. am Wahltag seit mehr als sechs Monaten unter Wegfall 
der Bezüge beurlaubt ist oder 

3. Vertreterin oder Vertreter nach § 15 Absatz 2 Buch­
stabe b des Sparkassengesetzes ist . 

§5 
Wahlausschreiben 

(1) Der Wahlvorstand erläss t spätestens acht Wochen vor 
dem maßgeblichen Zeitpunkt ein Wa hlausschreiben. Es 
ist von sämtlichen Mitgliedern des Wa hlvorstandes zu 
unterschreiben. 

(2) Im Wahla usschreiben ist neben Ort und Tag seines 
Erlasses anzugeben 

1. die Zahl der Dienstkräfte, die von der Persona lver­
sa mmlung für den Verwaltungsrat vorgeschlagen 
werden müssen; hierbei ist auszugehen von der a m 
Tage des Erlasses des Wahlausschreibens festgestell­
ten Zahl der stä ndig Besc häftigten , 

2. Anteile der Geschlechter innerhalb der Sparkasse 
mit dem Hinweis , dass Frauen und Männer ihrem 
zahlenmäßigen Anteil in der Sparkasse entspre­
chend in der Vorschlagsliste vertreten sein sollen , 

3. 

4. 

5. 

wo und wa nn das Wä hlerverzeichnis, die Wa hlord­
nung zum Landespersona lvertretungsgesetz und 
diese Wa hl ordnung zur Einsicht ausliegen , 

da ss Einsprüche gegen die Richti gkeit des Wähler­
verzeichnisses schriftli ch beim Wa hlvorstand einge­
legt werden können , 

die Mindestzahl der wahlberechtigten Dienstkräfte, 
von denen ein Wahlvorschlag unterzeichnet sein 
muss , 

6. der Hinweis, dass jeder Wa hlvorschlag Namen für 
mindestens die doppelte Anzahl der zu wählenden 
ordentlichen und stellvertretenden Mitglieder ent­
halten soll , 

7. der Ort, a n dem Einsprüche, Wahlvorschläge und 
sonstige Erklärungen gegenüber dem Wahlvorstand 
abzugeben sind (Betriebsadresse des Wahlvorstan­
des), 

8. dass Wahlvorschläge innerhalb von drei Wochen 
nach dem Erlass des Wahlausschreibens beim Wa hl­
vorstand einzureichen sind ; der letzte Tag der Ein­
reichungsfr ist ist anzugeben, 

9. dass nur fristgerecht eingereichte Wa hlvorschläge 
berücksichtigt werden und dass nur gewählt werden 
kann , wer in einen solchen Wa hlvorschlag a ufge­
nommen ist, 

10. der Ort, a n dem di e Wahlvorschläge bekanntgegeben 
werden , 

11. der Ort und die Zeit der Stimmabgabe, 

12 . dass schriftliche Stimmabgabe möglich oder a nge­
ordnet ist und 

13. der Ort und der Termin der Sitzung, in der das Wahl-
ergebnis festgestellt wird. 

(3) Der Wahlvorstand hat mindestens eine Abschrift oder 
einen Abdruck di eser Verordnung, der Wahlordnung zum 
Landespersonalvertretungsgesetz und des Wahla us­
schreibens vom Tag seines Erlasses bis zum Abschluss 
der Stimmabgabe a n geeigneter Stelle auszuhä ngen. 

(4) Offenbare Unrichtigkeiten des Wahla usschreibens 
können vom Wa hlvors ta nd jederzeit berichtigt werden. 

(5) Mit Erlass des Wahlausschreibens ist die Wahl einge­
leitet. 

§6 

Wahlvorschläge 

(1) Die Wa hlberechtigten könn en zur Wa hl der Bewerbe­
rinnen und Bewerber nach § 12 Absatz 2 des Sparkas­
sengesetzes Wahlvorschläge machen. 

(2) Die Wa hlvorschl äge sind innerhalb vo n drei Wochen 
nach dem Erlass des Wahla usschreibens beim Wahlvor­
sta nd einzureichen. Den Wa hlvorschlägen sind die 
schriftlichen Zustimmungen der Bewerberinnen und Be­
werber zur Aufnahme in den Wa hlvorschlag beizufügen. 

(3) Die Vorschriften des § 9 Absatz 1, 2 und 7 sowie der 
§§ 10 bis 13 der Wa hlordnung zum La ndespersonalver­
tretungsgesetz gelten sinngemäß. 

§ 7 
Inhalt der Wahlvorschläge 

(1) Jeder Wahlvorschlag soll mindestens doppelt so viele 
sich bewerbende Personen enthalten wie nach § 12 Ab­
sa tz 2 des Sparkassengesetzes ordentliche und stellver­
tretende Mitglieder für den Verwaltungsrat zu wählen 
si nd . Die Namen der einzelnen sich bewerbenden Perso­
nen sind a uf dem Wahlvorschlag untereina nder aufzu­
führen und mit fortlaufenden Nummern zu versehen. 
Außer dem Fa milienna men sind der Vorname, das Ge­
burtsdatum und di e Dienststellung anzugeben. 

(2) Frauen und Männer sollen ihrem zahlenmäßigen An­
teil in der Sparkasse entsprechend in der Vorschlagsliste 
vertreten sein . 

(3) Jeder Wahlvorschlag muss mindestens von einem 
Zehntel, jedoch wenigstens vo n drei Wa hlberechtigten 
unterzeichnet sein ; in jedem Fall genügen die Unter­
schriften von 50 Wa hlberechtigten. 

(4) Aus dem Wahlvorschlag soll zu ersehen sein, welc he 
der unterzeichnenden Personen zur Vertretung des Wahl­
vorschlages gegenü ber dem Wa hlvorstand und zu r Ent­
gegennahme von Erklärungen und Entscheidungen des 
Wahlvorstandes berechtigt ist . Fehlt bei Wahlvorschlägen 
der Dienstkräfte e ine Angabe hi erüber, gilt die unter­
zeichnende Person a ls berechtigt , die an erster Stelle 
stehl. 

(5) Ein Wa hlvorschlag kann nur geändert werden, wen n 
di e in § 6 Absatz 2 bestimmte Frist noch nicht abgelau­
fen ist und alle unterzeichnenden Personen der Ande­
rung zustimmen. 

§ 8 
Stimmabgabe 

(1) Wä hl en kann nur, wer in da s Wählerverzeichnis ein­
getragen is t. Die Stimmabgabe erfolgt in gemeinsamer 
Wahl sämtlicher wahlberechtigten Dienstkrä fte a uf 
Grund von Wa hlvorschlägen durch Abgabe eines Stimm­
zettels in einem Wa hlumschlag. § 14 Absatz 1, 3 und 4, 
die §§ 15 bis 17 und § 18 Absa tz 1 Buchstabe a und b der 
Wahlordn ung zum Landespersonalvertretungsgesetz gel­
ten sinngemäß. 

(2) Auf dem Stimmzettel s ind die sich bewerbenden 
Perso ne n in alphabetischer Re ihenfolge unter Angabe 
von Familienname, Vorname und Diensts tellung aufzu­
führen. Die wähle nde Person ke nnzeichnet die von ihm 
gewä hlten Bewerberinnen und Bewerber durch An-
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kreuzen an der hierfür im Stimmzettel vorgesehenen 
Stelle. Es dürfen so viele Bewerberinnen und Bewerber 
gewählt werden, wie der Vertretung d es Trägers vorzu­
schlagen sind. 

§9 

Wahlergebnis 

Gewählt sind nach § 12 Absatz 2 Satz 2 des Sparkas­
sengesetzes entsprechend den höchsten Stimmzahlen 
im Fall e des § 10 Absatz 1 Buchstabe c des Sparkassen­
gesetzes die ersten acht , im Fa lle des § 10 Absatz 2 
Satz 1 Buchstabe c des Sparkassengesetzes di e ersten 
20 und im Falle des § 10 Absatz 2 Satz 2 des Sparkas­
sengesetzes die ersten 24 sic h bewerbenden Personen . 
Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. § 19 der 
Wa hlordnung zum Landespersonalvertretungsgesetz 
gilt sinngemäß. 

§ 10 
Wahlniede rschrift 

(1) Nach Ermittlung der vorgeschlagenen Bewerberin­
nen und Bewerber fertigt der Wahlvorstand eine Nieder­
schrift, die von sämtlichen Mitgliedern des Wahlvorsta n­
des zu unterzeichnen ist. Die Niederschrift muss enthal­
ten 

1. die Gesamtzahl der abgegebenen Stimmen , 

2. die Zahl der gültigen Stimmen, 

3. die Zahl der auf jede Bewerberin und jeden Bewerber 
entfallenen gültigen Stimmen, 

4. die Zahl der ungü ltigen Stimmen und 

5. die Namen der für den Vorschlag nach § 12 Absatz 2 
des Sparkassengesetzes gewä hlten Bewerberinnen 
und Bewerber. 

(2) Besondere Vorkommnisse bei der Wahlhandlung oder 
der Feststellu ng des Wahlergebnisses sind in der Nicdcr­
schri [t zu vermerken. 

(3) § 20 Absatz 3 des Landespersonalvertretungsgesetzes 
vom 3. Dezember 1974 (GV. NRW. S . 1514) , das zu letzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1. Juni 202 1 (GV. NRW. 
S. 690) geändert worden ist, und § 21 der Wahlordnung 
zum Landespersonalvertretungsgesetz gelten sinngemäß. 

§ 11 
Mitte ilung des Ergebnisses 

Der Wahlvorstand teilt der Vertretung des Trägers der 
Sparkasse unverzüglich , spätestens aber drei Tage nach 
der Wahl der Personalversammlung, die Vorschlagsliste 
schriftlich oder elektronisch mit. In der Vorschlagsliste 
sind die vorgeschlagenen Personen nach Stimmzahlen zu 
ordnen und diese hinter den Namen anzugeben. 

§ 12 
Vorgezogenes Vorschlagsverfahrcn 

(1) Wird im Zuge der Vereinigung von Sparkassen oder 
der Ubertragung von Zweigstellen ein neuer Verwal­
tungsrat gewählt, kann das Wahlverfahren nach den Vor­
schriften dieser Wahlordnung zur Sicherung der Funkti­
onsfähigkeit der Sparkassenorgane bereits vor der Verei­
nigung stattfinden. 

(2) Abweichend von dieser Wahlordnung gilt für das 
Wahlve rfahren nach Absatz 1: 

1. Die Mitteilung nach§ 1 an die Personalräte der betei­
ligten Sparkassen nimmt die IIauptverwaltungsbeam­
tin oder der Ha uptverwaltungsbeamte des Trägers der 
neu zu errichtenden Sparkasse vor, wenn diese oder 
dieser noch nicht bestellt ist, die Hauptverwaltungs­
beamtinnen oder Hauptverwaltungsbeamten der Trä­
ger der beteiligten Sparkassen , bei Zweckverbands­
sparkassen die Verbandsvorsteherinnen oder Ver­
bandsvorsteher. 

2. Die Personalräte der beteiligten Sparkassen bestellen 
durch gemeinsamen Beschluss einen gemeinsamen 
Wahlvorstand. In dem Wah lvorstand muss jede Spar­
kasse vertreten sein. Sind an der Vereinigung mehr a ls 
drei Sparkassen beteiligt , kann die Zahl von drei Mit-

gliedern des Wahlvorstandes nach § 2 Absatz 1 inso­
weit überschritten werden. 

3. Hinsichtlich des weiteren Verfahrens gelten die betei­
ligten Sparkassen als bereits vereinigt. 

4. Als Beschäftigungszeit nach § 4 Absatz 1 gilt die Be­
schäftigungszeit bei einer der beteiligten Sparkassen. 

§ 13 
Anfechtung der Wahl 

Für die Anfechtung der Wahl gilt § 22 des Landesper so­
nalvertretungsgesetzes entsprechend. 

§ 14 
Au fbewahrung von Unterlagen , Kostentragung 

(1) Von den Wahlunterlagen sind die Niederschriften , Be­
kanntmachungen und Wahlvorschläge vom Personalrat 
mindestens bis zur nächsten Wahl aufzubewa hren. Die 
übrigen Wahlunterlagen sind vom Wahlvorstand für die 
Dauer ei nes Mona ts nach Bekanntmachung des Wahl e r­
gebni sses, im Falle der Anfechtung der Wahl für die 
Dauer eines Monates nach Abschluss des Verfahrens ver­
schlossen aufzubewahren und anschließend zu vernich­
ten . 

(2) Die Kosten der Wahl trägt die Sparkasse. 

§ 15 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Wahlordnung für Sparkassen 
vo m 7. Oktober 1975 (GV. NRW. S. 574), die zul etzt durch 
Artikel 199 des Gesetzes vom 5. April 2005 (GV. NRW. 
S. 274) geändert worden ist, außer Kraft. 

Düsseldorf, den 28. März 2022 

Der Minister 
der Finanzen 

Lutz L i e n e n k ä m p e r 

- GV. NRW. 2022 S. 481 

9. Änderung des Regionalplans Düsseldorf 
im Gebiet der Stadt Neuss 

Vom 6. April 2022 

Der Regionalrat Düs eldorJ hat in seiner Sitzung am 
16. Dezember 2021 die 9. Anderung des Regionalplans 
Düsseldorf im __ Gebiet der Stadt Neuss (Umwandlung von 
GIB in ASB, Anderung von ASB in AFA / RGZ) fcstge­
stell t. 

Diese Änderung hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Düsseldorf mit Bericht vom 23. Dezember 202 1 - Akten­
zeichen: 32.01.02.0 1-09. RPÄ gemäß § 19 Absatz 6 
des Landesplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), das zuletzt durch Arti­
kel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S . 904) ge­
ändert worden ist, angezeigt. 

Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 1 des Lan­
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen du rch Verö l"­
[entlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen. 

Gemäß § 14 Satz 3 des La_ndesplanungsgesetzes Nord­
rhein-Westfalen wird die Anderung des Regionalplans 
bei der Bezirksregierung Düsseldorf (Regionalplanungs­
behörde) zur Einsicht für jedermann niedergelegt. 

Die Änderung des Regionalplan wird gemäß § 10 Ab­
satz 1 des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 
2008 (BGBl. I S. 2986) , das zuletzt durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2694) geän­
dert worden ist, mit der Bekanntmachung wirksam. Da­
mit sind die Ziele gemäß §§ 4 und 5 des Raumordnungs­
gesetzes zu beachten. 


	Nordrhein-Westfalen Gesetz- und Verordnungsblatt, Jahr: 22, Nr.: 20

